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Antrag 
der Fraktion der SPD 

Besonderer Aufenthaltsstatus für Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung und die Landesregierungen werden aufge-
fordert, unverzüglich die Voraussetzungen für die Anwendung 
des § 32 a des Ausländergesetzes zu schaffen und Flüchtlingen 
aus Bosnien-Herzegowina diesen Aufenthaltsstatus einzuräumen. 

Bonn, den 8. März 1995 

Rudolf Scharping und Fraktion 

Begründung 

In den Verhandlungen zu Asyl und Zuwanderung vom Novem-
ber/Dezember 1992 haben die Fraktionen der SPD, CDU/CSU 
und F.D.P. Einigkeit darüber erzielt, daß Flüchtlinge vor Krieg 
und Bürgerkrieg künftig einen besonderen Aufenthaltsstatus 
außerhalb des Asylverfahrens erhalten sollen. Dem lag die Er-
wägung zugrunde, daß Krieg und Bürgerkrieg in der Regel nicht 
mit politischer Verfolgung gleichzusetzen sind und daß das Asyl-
verfahren für diese Menschen deshalb nicht passend ist. Da diese 
Flüchtlinge für die Dauer der kriegerischen Auseinandersetzun-
gen aber nicht weniger schutzbedürftig sind als politisch Ver-
folgte, sollte für sie ein eigener Aufenthaltsstatus geschaffen wer-
den. Damit war auch eine Entlastung des Asylverfahrens insge-
samt beabsichtigt. Denn viele Flüchtlinge stellen nur notgedrun-
gen einen Asylantrag, weil es für sie keinen anderen Weg gibt, 
vorübergehend in Deutschland Zuflucht zu finden. 

Der Parteienkompromiß vom 6. Dezember 1992 sieht demzufolge 
die Schaffung eines solchen befristeten Aufenthaltsstatus vor. 
Über die Anwendung im konkreten Fall müssen sich der Bundes-
minister des Innern und die Innenminister der Länder verständi-
gen. Offengeblieben ist die Frage der Finanzierung der Aufwen-
dungen für die unter diese Regelung fallenden Flüchtlinge. 
Gleichwohl wurde aber seinerzeit die Richtung angegeben: Im 
Zuge der Beratungen über die Bund-Länder-Finanzbeziehungen 
sollte ein Einvernehmen im Sinne einer Aufteilung der finan- 
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ziellen Lasten zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ange-
strebt werden. 

Mit dem am 1. Juli 1993 in Kraft getretenen neuen § 32 a des 
Ausländergesetzes gibt es jetzt zwar eine ausreichende gesetz-
liche Grundlage. Diese erweist sich jedoch als leere Hülse, weil 
wegen der ungeklärten Finanzierungsfrage eine Verständigung 
zwischen den Innenministern von Bund und Ländern über die 
konkrete Anwendung des § 32 a des Ausländergesetzes nicht 
zustande kommt. Die Ursache ist darin zu suchen, daß dieses 
Thema bei den sogenannten Solidarpaktverhandlungen nicht be-
handelt worden ist und die Bundesregierung nicht bereit ist, 
darauf zurückzukommen. 

Infolge dieser Blockade ist ein wesentlicher Bestandteil des Partei-
enkompromisses weiterhin nicht verwirklicht. Immer noch drän-
gen Gemeinden aus nachvollziehbaren Gründen Flüchtlinge in 
das absehbar aussichtslose Asylverfahren, weil sie nur auf diese 
Weise Kostenerstattung vom jeweiligen Bundesland erlangen. Be-
mühungen einzelner Länder (z. B. Baden-Württemberg), ihre 
Kommunen auch hinsichtlich der Aufnahme von Bürgerkriegs-
flüchtlingen finanziell zu entlasten, bleiben letztlich unvollkom-
men. Dennoch verdienen diese Anstrengungen Respekt. Länder 
und Gemeinden tragen schließlich allein die Lasten der Flücht-
lingsaufnahme, obgleich es sich um eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe handelt, der sich der Bund in finanzieller Hinsicht nicht 
verschließen darf. Im Parteienkompromiß ist angelegt, daß sich 
der Bund an den Kosten für Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge 
zu beteiligen hat. Eine Vereinbarung über die Kostentragung muß 
daher den Beitrag des Bundes beinhalten. Sinnvoll und gerecht 
wäre eine Lösung, bei der sich Bund und Länder die Kosten für die 
Aufwendungen für Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge gleich-
wertig teilen. Denn die Gemeinden tun aus eigenen Mitteln be-
reits viel für Flüchtlinge und sollten entlastet werden, zumal die 
Versorgung von Flüchtlingen im Grunde eine staatliche Aufgabe 
ist. Die Bundesregierung muß deshalb ihre Verweigerungshal-
tung aufgeben und die auf Eis liegenden Verhandlungen jetzt 
dadurch in Gang bringen, daß sie den Ländern ein Angebot unter-
breitet. 

Nicht wegen der abstrakten Erfüllung eines Verhandlungsauftra-
ges ist eine rasche Lösung notwendig. Es gilt vielmehr, Ungewiß-
heiten für Menschen, die bei uns Zuflucht suchen, zu beseitigen. 
Für Flüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina ist der Aufenthaltssta-
tus nach § 32 a des Ausländergesetzes wie geschaffen. Schon 
allein um ihretwillen muß dieser Paragraph jetzt endlich mit 
Leben erfüllt werden. 

 


